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14. Juli 2025 

 
Stellungnahme der Landesdekanekonferenz Pflegewissenschaft Baden-Württemberg zum 

Referentenentwurf des Pflegekompetenzgesetzes vom 23. Juni 2025 
 

Die Landesdekanekonferenz Pflegewissenschaft Baden-Württemberg (LDK PW Ba-Wü) 
begrüßt den Referentenentwurf des Pflegekompetenzgesetzes vom 23. Juni 2025 als einen 
bedeutenden Schritt zur Weiterentwicklung der Pflegeberufe und ihrer Rolle im deutschen 
Gesundheitssystem. Der Entwurf zielt darauf ab, die eigenverantwortliche Ausübung 
heilkundlicher Tätigkeiten durch Pflegefachpersonen zu ermöglichen, was eine 
zukunftsweisende Entscheidung für die Gesundheitsversorgung der Bürgerinnen und Bürger 
sowie eine Professionalisierung der Pflege darstellt. Gleichzeitig möchte die LDK PW Ba-Wü 
auf wesentliche Aspekte hinweisen, die im Entwurf noch nicht ausreichend berücksichtigt 
sind, insbesondere die Verknüpfung von heilkundlichen Tätigkeiten mit einer 
hochschulischen Ausbildung. 

Im Folgenden nimmt die LDK PW Ba-Wü Stellung zu den zentralen Punkten des Entwurfs und 
formuliert notwendige Forderungen zur Anpassung des Gesetzes insbesondere im Bereich 
der Prüfungen der hochschulischen Qualifikation (siehe Punkt 5). 

 

1. Die Bedeutung des Pflegekompetenzgesetzes für die Professionalisierung der Pflege 

Der Referentenentwurf stellt Pflegefachpersonen in den Mittelpunkt, indem er ihnen 
erweiterte heilkundliche Kompetenzen zuspricht, die bisher vor allem Ärztinnen und Ärzten 
vorbehalten waren. Die LDK PW Ba-Wü begrüßt diesen Paradigmenwechsel, da er die 
Pflegeberufe zu einer eigenverantwortlich handelnden Profession weiterentwickelt. 
Pflegefachpersonen mit akademischer Ausbildung, sollen eigenständig und 
eigenverantwortlich Entscheidungen im Rahmen der erweiterten heilkundlichen Aufgaben 
treffen und damit zu einer verbesserten Gesundheitsversorgung und Entlastung des ärztlichen 
Dienstes beitragen.  

Es wird zukünftig in der weiteren Ausformulierung der Gesetzestexte relevant sein, eine 
begriffliche/terminologische Unterscheidung zwischen Pflegefachpersonen mit beruflicher 
und mit hochschulischer Qualifikation zu differenzieren, um Klarheit in den zugewiesenen 
Aufgaben herzustellen. In den aktuellen Gesetzestexten von SGB V und SGB XI ist dem 
momentan nicht so, ist damit verwirrend und steht somit den Bemühungen einer Stärkung 
der akademischen Pflegeausbildung entgegen.   
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Insgesamt sehen wir das Pflegekompetenzgesetz nicht nur als ein Gewinn für die 
professionelle Pflege, sondern auch für das Gesundheitssystem insgesamt. Studien zeigen, 
dass Pflegefachpersonen mit akademischer Ausbildung in vielen internationalen Systemen 
bereits eigenverantwortlich heilkundliche Aufgaben übernehmen und dabei die Versorgung 
verbessern. Auch in Deutschland muss dies ermöglicht werden, indem wissenschaftlich 
fundierte Qualifikationen die Grundlage für diese erweiterten Aufgaben darstellen. 

 

2. Bedeutung der hochschulischen Qualifikation für heilkundliche Tätigkeiten 

Die LDK PW Ba-Wü fordert, dass die Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten eindeutig an eine 
hochschulische Ausbildung gebunden wird. Pflegefachpersonen mit einem 
Bachelorabschluss (und künftig auch einem Masterabschluss) bringen die erforderlichen 
wissenschaftlichen, praktischen und rechtlichen Kompetenzen mit, um anspruchsvolle 
heilkundliche Tätigkeiten sicher und qualitativ hochwertig auszuführen. Dies betrifft 
insbesondere die differenzialdiagnostische Entscheidungsfindung, die eigenverantwortliche 
Durchführung von Behandlungen und die rechtliche Verantwortung für diese Maßnahmen. 

Der Entwurf sieht derzeit die Möglichkeit vor, dass auch Pflegefachpersonen ohne 
Hochschulausbildung heilkundliche Aufgaben übernehmen können, wenn sie entsprechende 
Weiterbildungen abgeschlossen haben. Die LDK PW Ba-Wü weist jedoch darauf hin, dass diese 
Möglichkeit nicht zu einer „Verwässerung der akademischen Qualifikation“ führen darf. Die 
in § 15a SGB V genannten Aufgaben müssen daher klar geregelt werden, um die 
hochschulische Ausbildung als entscheidenden Faktor für die eigenverantwortliche 
Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten zu etablieren. Weiterbildungen können zwar eine 
sinnvolle Ergänzung darstellen, jedoch nicht den gleichwertigen Ersatz für eine akademische 
Ausbildung. 

Die akademische Pflegeausbildung muss somit als das Zentralstück der Qualifikation 
hervorgehoben werden, dass die Grundlage für alle zukünftigen Erweiterungen der 
Pflegerollen bildet. Nur so kann sichergestellt werden, dass die erweiterten Kompetenzen 
auch tatsächlich mit der nötigen Expertise und Verantwortung ausgeführt werden. 

 

3. Forderungen zur gesetzlichen Verankerung hochschulischer Qualifikationen 

Aus Sicht der LDK PW Ba-Wü muss der Referentenentwurf des Pflegekompetenzgesetzes in 
mehreren Punkten angepasst werden: 

• Eindeutige Festlegung der Anforderungen an die Qualifikation: Pflegefachpersonen 
dürfen heilkundliche Tätigkeiten nur ausüben, wenn sie eine hochschulische 
Ausbildung (Bachelorabschluss) nach dem Pflegeberufegesetz abgeschlossen haben. 
Dies muss im Gesetz ausdrücklich verankert werden, um eine klare Abgrenzung zu den 
Kompetenzen von beruflich ausgebildeten Pflegefachpersonen zu schaffen. 

• Die Rolle der Pflegefachpersonen im Versorgungssystem wird sich weiterentwickeln. 
Dies zeigen die weitreichenden Erfahrungen in anderen Ländern. Daher muss die 
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Einbindung von Pflegefachpersonen mit Masterabschlüssen in der Gesetzgebung 
bereits jetzt mitgedacht werden.  

Zur Begründung: Die neue Definition des International Council of Nurses zu „Definition of a 
Nurse and Nursing“ zeigt eindrücklich die Rolle professioneller Pflegefachpersonen in der 
Gesundheitsversorgung und deren „Scope of Practice“. Dies kann als Richtschnur für die 
Entwicklung der professionellen Pflege in Deutschland fungieren. 

 

4. Nachqualifikationsmöglichkeiten für erweiterte heilkundliche Kompetenzen 

Die LDK PW Ba-Wü begrüßt die Möglichkeit, dass Pflegefachpersonen, die ihr Studium vor 
dem 01.01.2025 abgeschlossen haben, nachträglich heilkundliche Kompetenzen erwerben 
können (z. B. durch Kontaktstudiengänge). Dies ist eine notwendige Übergangsregelung, um 
allen (akademischen) qualifizierten Pflegefachpersonen den Zugang zu erweiterten 
Tätigkeiten zu ermöglichen. Allerdings sollte diese Regelung auch für Absolventen von 
ausbildungsintegrierenden und additiven Studiengängen gelten. Hier dürfen keine 
Unterschiede gemacht werden, da auch sie die gleichen akademischen Qualifikationen 
erwerben und die erweiterten Kompetenzen benötigen.  

Die LDK PW-Ba-Wü fordert klare Regelungen für den Zugang dieser Kontaktstudiengänge für 
akademisch qualifizierte Pflegefachpersonen wie auch die Finanzierung der 
Kontaktstudiengänge, damit Pflegefachpersonen dies nicht aus eigener Tasche finanzieren 
müssen. Eine gute Möglichkeit wären sogenannte „Certificates of Advanced Studies“ (CAS) z. 
B. im Umfang von 10 bis 12 ECTS an den Abteilungen für Wissenschaftliche Weiterbildung der 
Universitäten/Hochschulen anzugliedern.  

Begründung: Die Effektivität der Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten hängt maßgeblich von 
der Verfügbarkeit einer entsprechenden Anzahl an Pflegefachpersonen mit akademischer 
Qualifikation ab. Die Notwendigkeit von Pflegefachpersonen zur Ausübung heilkundlicher 
Kompetenzen steigt rasant. Damit ausreichend qualifizierte Pflegefachpersonen vorhanden 
sind, muss schnellstmöglich die Möglichkeit der Nachqualifikation im akademischen Feld 
vorhanden sein. 

 

5. Anpassung der Prüfungsregelungen für die heilkundlichen Kompetenzen (§ 33 – 36 
PflAPrV) 

Die hochschulische Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz (primärqualifizierendes 
Pflegestudium) vermittelt seit dem Jahr 2025 erweiterte heilkundliche Kompetenzen in den 
Bereichen diabetische Stoffwechsellage, chronische Wunden und Demenz. 

Die Überprüfung der Kompetenzen erfolgt gemäß § 39 Absatz 2 Satz 1 PflBG in 
Modulprüfungen. Dem Prüfungsausschuss müssen zur Prüfung der Kompetenzen zur 
selbständigen und eigenverantwortlichen Ausübung erweiterter heilkundlicher Tätigkeiten 
zusätzlich zwei ärztliche Fachpersonen angehören. Dies ergibt sich aus § 33 Absatz 1 Satz 5 
PflAPrV. 
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Die LDK PW Ba-Wü fordert, dass bei der Prüfung der heilkundlichen Tätigkeiten 
Pflegefachpersonen mit hochschulischer Ausbildung in den Prüfungsorganen vertreten sind, 
um die spezifischen Anforderungen der akademischen Ausbildung angemessen zu 
berücksichtigen.  

Ganz konkret sollten in § 33 Abs. 1 S. 5 PflAPrV „zwei ärztliche Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer“ durch „ein ärztlicher Fachprüfer oder eine ärztliche Fachprüferin sowie eine 
pädagogisch qualifizierte Lehrkraft mit entsprechend abgeschlossener Hochschulausbildung 
auf Master- oder vergleichbarem Niveau im Bereich Pflege“ ersetzt werden. 

Im aktuellen Referentenentwurf wird zu den heilkundlichen Prüfungen § 36 und §37 PflAPrV 
und den darin vorgesehenen Prüfern oder Prüferinnen keine Stellung bzw. Änderung 
vorgenommen.  

Die LDK-PW Ba-Wü fordert, dass die Mündliche Prüfung § 36 (6) Satz 2 von einem ärztlichen 
Fachprüfer oder einer Fachprüferin nach § 33 Absatz 1 Satz 5 und einer pädagogisch 
qualifizierten Pflegefachperson mit fachlicher Eignung und Masterabschluss abgenommen 
und benotet wird. 

Für die Praktische Prüfung §37 (6) Satz 2 fordert die LDK-PW Ba-Wü analog, dass, die Prüfung 
nach Absatz 2a von einem ärztlichen Fachprüfer oder einer Fachprüferin nach § 33 Absatz 1 
Satz 5 und einer pädagogisch qualifizierten Pflegefachperson mit fachlicher Eignung und 
Masterabschluss abgenommen und benotet wird. 

Zudem wird gefordert, dass moderne (und international etablierte) Prüfungsformate, wie 
etwa die OSCE-Prüfung (Objective Structured Clinical Examination), eingeführt werden, um 
die praktischen und klinischen Kompetenzen der Absolventen realistisch zu testen. 

Zur Begründung: Zum Selbstverständnis der Profession und zur Stärkung des Berufsbildes in 
der Pflege ist es wichtig, dass studierende Pflegefachpersonen auch in der selbständigen 
Ausübung heilkundlicher Kompetenzen nicht nur von Ärztinnen und Ärzten, sondern auch – 
perspektivisch – von qualifizierten Pflegefachpersonen geprüft werden können. 

Die Durchführung der mündlichen und praktischen heilkundlichen Prüfungen in der realen 
Versorgung sind mit einem erheblichen personellen Ressourcenaufwand – auch ärztlicherseits 
– verbunden. Mit der Änderung wird nicht nur eine ausgewogene Besetzung der Prüfungen 
garantiert, sondern auch sichergestellt, dass ausreichend qualifiziertes Personal für die 
Abnahme der Prüfungen zur Verfügung steht. 

 

6. Fazit und Ausblick 

Zusammenfassend begrüßt die LDK PW Ba-Wü den Referentenentwurf des 
Pflegekompetenzgesetzes als einen wichtigen Schritt zur Weiterentwicklung der 
Gesundheitsversorgung und zur Professionalisierung der Pflegeberufe. Die Verknüpfung der 
erweiterten heilkundlichen Kompetenzen mit einer akademischen Ausbildung ist jedoch 
unerlässlich, um sicherzustellen, dass Pflegefachpersonen auf höchstem wissenschaftlichem 
Niveau handeln können. Die LDK PW Ba-Wü fordert daher eine klarere gesetzliche Regelung 



 

5 
 

bezüglich der Verantwortlichkeiten und Kompetenzen von Pflegefachpersonen und eine 
entsprechende Anpassung der Prüfungsformate. 

Darüber hinaus sollten die Nachqualifikationsmöglichkeiten und Übergangsregelungen so 
gestaltet werden, dass Pflegefachpersonen mit verschiedenen akademischen Abschlüssen die 
Möglichkeit haben, sich auf die neuen Aufgaben vorzubereiten.  

 

Die LDK PW Ba-Wü steht bereit, ihre Expertise einzubringen und den Gesetzgebungsprozess 
aktiv zu begleiten, um sicherzustellen, dass das Pflegekompetenzgesetz zu einem langfristigen 
Erfolg für die Pflegeberufe und das Gesundheitssystem führt. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

_____________________________________ 

Prof. Dr. Cornelia Mahler 

 

_____________________________________ 

Prof. Dr. Nadine Konopik 

 

_____________________________________ 

Prof. Dr. Bettina Flaiz 

 

Im Namen der Dekaninnen und Dekane bzw. Direktorinnen und Direktoren pflegewissenschaftlicher 
Fachbereiche bzw. Institute Baden-Württemberg  

Die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft ist ein Zusammenschluss der Dekaninnen und Dekane pflegewissenschaftlicher Fachbereiche bzw. 
Institute und der assoziierten Vertreterinnen und Vertreter pflegewissenschaftlicher Studiengänge an Fachhochschulen, Universitäten und 
Gesamthochschulen in Deutschland. 


